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1 Verordnung der Bundesministerin für Gesundheit
und Frauen über die Mindestanforderungen für
die Haltung von Pferden und Pferdeartigen,
Schweinen, Rindern, Schafen, Ziegen, Schalen-
wild, Kaninchen, Hausgeflügel, Straußen und
Nutzfischen (1. Tierhaltungsverordnung)

2 zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses (15. Ok-
tober 2004)

1 Einleitung
Nach umfangreichen Vorarbeiten wurde
am 27. Mai 2004 im Nationalrat und am
9. Juni 2004 im Bundesrat ein bundes-
einheitliches österreichisches Tier-
schutzgesetz beschlossen, das mit 1. Jän-
ner 2005 in Kraft tritt. Das Bundesge-
setz über den Schutz der Tiere (TSCHG
2004) wird durch Verordnungen ergänzt,
die aufbauend auf die im Gesetz enthal-
tene Verordnungsermächtigung einzelne
Teilbereiche im Detail regeln. Die Min-
deststandards für die Rinderhaltung wer-
den in Anhang 2 der 1. Tierhaltungsver-
ordnung1 geregelt, die derzeit2 in Ent-
wurfsform vorliegt. Die nachfolgend
beschriebenen Vorgaben für die Haltung
von Rindern stammen aus diesem Be-
gutachtungsentwurf (THVO 2004), der
sich derzeit in Überarbeitung befindet
und bis zum In-Kraft-Treten der Verord-
nung mit 1. Jänner 2005 noch abgeän-
dert werden kann. Das Bundes-Tier-
schutzgesetz sieht auch ein verpflichten-
des behördliches Zulassungsverfahren
für neu auf den Markt kommende Hal-
tungssysteme sowie die Möglichkeit zur
Kennzeichnung tierschutzrechtskonfor-
mer bestehender Haltungssysteme vor,
worauf im zweiten Teil dieses Beitrags
eingegangen wird.

2 Neue Mindeststandards
für die Rinderhaltung

2.1 Bewegungsmöglichkeit
Ein Eckpunkt des neuen Bundes-Tier-
schutzgesetzes sorgte in besonderem
Ausmaß für Schlagzeilen in den Medi-

en: „Die dauernde Anbindehaltung ist
verboten (§ 16 Abs. 3 TSCHG).“ Diese
sehr weit reichende und große Aufregung
verursachende Forderung wird jedoch im
Abs. 4 weiter präzisiert, und damit auf
betriebsindividuell vorliegende Er-
schwernisse Rücksicht genommen:
„Rindern sind geeignete Bewegungs-
möglichkeiten oder geeigneter Auslauf
oder Weidegang an mindestens 90
Tagen im Jahr zu gewähren, soweit dem
nicht zwingende rechtliche oder techni-
sche Gründe entgegenstehen.“ Für zum
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Bun-
des-Tierschutzgesetzes (1. Jänner 2005)
bestehende Anlagen werden Übergangs-
fristen gewährt. Somit sind die Anforde-
rungen hinsichtlich der Gewährung von
Weidegang ab dem 1. Jänner 2010 und
jene hinsichtlich der Gewährung von
geeignetem Auslauf ab dem 1. Jänner
2012 zu erfüllen (§ 44 Abs. 6 TSCHG).
Der Entwurf zur Bundes-Tierhaltungs-
verordnung nennt folgende rechtliche
und technische Gründe, die der Gewäh-
rung von geeigneter Bewegungsfreiheit
durch Auslauf oder Weidegang entgegen-
stehen können. Wenn diese Gegebenhei-
ten vorliegen, ist die dauernde Anbinde-
haltung zulässig:

Nicht-Vorhandensein von geeigneten
Weideflächen oder Auslaufflächen
oder
bauliche Gegebenheiten am Betrieb
oder
Sicherheitsaspekte für Menschen
und Tiere, insbesondere beim Ein-
und Austreiben der Tiere (v. a. bei der
Haltung von Stieren – unabhängig
vom Alter der Tiere – als gegeben an-
zunehmen)

Die bisher gültige Vereinbarung der Bun-
desländer gemäß Art. 15 a B-VG (als
Beispiel LANDESGESETZBLATT
1996) enthält folgende Regelung „Die
Bewegungsfreiheit von Tieren darf nicht

in der Weise eingeschränkt werden, dass
sie ihren Stand- bzw. Liegeplatz nie ver-
lassen können.“ Einige Bundesländer-
normen gingen darüber hinaus, verboten
die dauernde Anbindehaltung und forder-
ten Weidegang von mindestens 120 –
130 Tagen im Jahr. Die positiven Aus-
wirkungen von Auslauf bzw. Weide auf
die Gesundheit und das Wohlbefinden
der Tiere (bessere Gliedmaßengesund-
heit und Fruchtbarkeit, Stärkung des Im-
munsystems und des Bewegungsappara-
tes usw.) sollten jedenfalls Berücksich-
tigung finden.

2.2 Anbindehaltung
Anbindevorrichtungen müssen dem Tier
in der Standlängsachse mindestens 60
cm und parallel zum Futterbarn
mindestens 40 cm Bewegungsfreiheit
bieten. Weiters wird genügend Spiel in
der Vertikalen gefordert, um dem Tier ein
ungehindertes Stehen, Abliegen, Aufste-
hen, Ruhen, Fressen und Zurücktreten
zu ermöglichen (THVO 2004). „Genü-
gend Spiel in der Vertikalen“ wird nicht
näher ausgeführt. Es ist sicherzustellen,
dass die Anbindevorrichtungen die Tie-
re nicht verletzen können. Ketten, Seile,
Halsbänder oder andere Anbindevorrich-
tungen sind regelmäßig auf ihren Sitz zu
überprüfen und den Körpermaßen der
Tiere anzupassen.
Die Länge und Breite der Anbindestän-
de muss den in Tabelle 1 angegebenen
Mindestmaßen entsprechen. Gülleroste
(Ausführung siehe Kapitel 2.4) gelten
dabei nicht als Teil der Standlänge. Ras-
sespezifische Mindestmaße, wie sie frü-
her in einigen Ländernormen enthalten
waren, sieht die Bundes-Tierhaltungs-
verordnung nicht vor. Seitliche Standbe-
grenzungen dürfen höchstens 70 cm in
den Stand hineinreichen. Massive Barn-
sockel dürfen bei Kurzständen ab Stand-
niveau höchsten 32 cm hoch und 12 cm
dick sein. Bewegliche Barnabgrenzun-
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Tiergewicht Standlänge Standlänge Standbreite
Kurzstand1 [cm] Mittellangstand2 [cm] [cm]

bis 400 kg 150 185 110
bis 550 kg 165 200 115
bis 700 kg 175 210 120
über 700 kg 185 220 125
1 Ein Kurzstand ist ein Anbindestand, bei dem der Raum über dem Futterbarn den Tieren jederzeit zum

Stehen, Abliegen, Aufstehen, Ruhen und Fressen zur Verfügung steht.
2 Ein Mittellangstand ist ein Anbindestand, bei dem der Raum über dem Futterbarn den Tieren nur zum

Fressen zur Verfügung steht. Außerhalb der Fresszeiten werden sie vom Futterbarn ausgesperrt.

Tabelle 1: Mindestmaße für die Anbindehaltung (THVO 2004)

Tabelle 2: Mindestmaße für Liegeboxen (THVO 2004)

Tiergewicht Boxenlänge Boxenlänge Boxenbreite
wandständig [cm] gegenständig [cm] [cm]

bis 400 kg 210 200 110
bis 550 kg 230 220 115
bis 700 kg 240 230 120
über 700 kg 260 240 125

Tabelle 3: Mindestmaße für die sonsti-
ge Gruppenhaltung (THVO 2004)

Durchschnittliches Mindestfläche
Tiergewicht [m²/Tier]

bis 350 kg 2,00
bis 500 kg 2,40
bis 650 kg 2,70
über 650 kg 3,00

gen aus elastischem Material dürfen eine
maximale Höhe von 42 cm haben.
Die Anbindehaltung von Kälbern ist
verboten. Ausgenommen von diesem
Verbot ist eine höchstens einstündige
Anbindung oder Fixierung während bzw.
unmittelbar nach der Milchtränke oder
Milchaustauschertränke (THVO 2004).
Das Verbot der dauernden Anbindehal-
tung von Kälbern bis zu einem Alter von
3 Wochen und von Mastkälbern war
bereits Inhalt der Vereinbarung der Bun-
desländer gemäß Art. 15 a B-VG. Viele
landesrechtliche Normen enthielten in
Bezug auf die Anbindehaltung von Käl-
bern bereits die gleiche Anforderung wie
die neue Bundes-Tierhaltungsverord-
nung.

2.2.1 Kuhtrainer
Die neue Tierhaltungsverordnung ver-
bietet die Verwendung von scharfkanti-
gen, spitzen oder elektrisierenden Vor-
richtungen, die das Verhalten der Tiere
im Stall steuern. Damit wäre der Kuh-
trainer (Kuherzieher) künftig verboten!
Die in der Begutachtungsfrist eingegan-
genen Stellungnahmen zur Tierhaltungs-
verordnung unterstützen zum Teil die-
ses Verbot, zum Teil wird es jedoch auch
abgelehnt und Ausnahmeregelungen, die
den Einsatz des Kuhtrainers erlauben,
werden gefordert. Ob und unter welchen
Voraussetzungen der Kuhtrainer künftig
erlaubt sein wird, wird sich nach Ab-
schluss der derzeit laufenden Überarbei-
tung zeigen. Manche Landestierhal-
tungsverordnungen enthielten bereits
bisher Regelungen zum Kuherzieher. Die

steirische Nutztierhaltungsverordnung
verlangt z. B., dass Elektrobügel für Rin-
der auf das einzelne Tier einstellbar sein
müssen und sich bei normal stehender
Position mindestens 5 cm über dem Wi-
derrist zu befinden haben. Bei allen Stall-
arbeiten, beim direkten Umgang mit dem
Tier und während der Brunst sind sie
auszuschalten oder hochzuziehen. An
alternativen Steuereinrichtungen (ohne
elektrisierende Vorrichtung) sind die
„Aktorik“ (sensorgesteuerter mecha-
nisch-pneumatischer Metallbügel) und
aufziehbare Krippenplanen am Markt
(BUCHWALDER et al. 1999).

2.3 Laufstallhaltung
Für die Haltung von Rindern in Laufstäl-
len wird – unabhängig vom Laufstalltyp
– jedenfalls ein ausreichendes Ausmaß
an Absonderungsbuchten für kalbende
und kranke Tiere gefordert. Außerdem
sind Möglichkeiten zur Fixierung der
Tiere für Zwecke tierärztlicher oder
sonstiger Behandlungen vorzusehen.
Elektrische Abschrankungen in Laufstäl-
len sind nur vorübergehend zulässig. Bei
den Mindestmaßen für die Liege- und
Bewegungsflächen muss zwischen Lie-
geboxenlaufställen und sonstiger Grup-
penhaltung (Laufställe mit nicht in Lie-
geboxen unterteilter Liegefläche) unter-
schieden werden.

2.3.1 Liegeboxenlaufställe
Es muss für jedes Tier mindestens eine
Liegebox vorhanden sein (THVO 2004).
Für die Größe der Liegebox gelten die
in Tabelle 2 angegebenen Mindestmaße.

Die geforderten Liegeboxenlängen ge-
hen zum Teil über die bisher nach der
Bundesländervereinbarung gemäß
Art. 15 a B-VG vorgeschriebenen Min-
destmaße hinaus. Es wird bei der Bemes-
sung der Liegeboxen auch nicht zwi-
schen Jungvieh (beweglicher als ältere
Tiere) und Kühen unterschieden.
Fressgänge für Kühe müssen mindestens
3,20 m und Laufgänge mindestens 2,50
m breit sein. Für alle übrigen Rinder
dürfen die Gangbreiten angemessen ver-
kleinert werden. Eine Unterschreitung
der geforderten Gangbreiten um 10 % ist
bei Umbauten erlaubt. Dafür müssen
aber bestimmte Voraussetzungen erfüllt
werden:
• Es dürfen keine Sackgassen entstehen,
• der Laufstall muss mit einem Auslauf

mit zwei Zugängen verbunden sein,
oder

• es muss nach jeweils 10 Liegeboxen
ein Quergang vorhanden sein.

2.3.2 Sonstige Gruppenhaltung
Die sonstige Gruppenhaltung umfasst
alle Laufställe, deren Liegefläche nicht
durch Liegeboxen unterteilt ist. Zu die-
ser Kategorie gehören sowohl Einraum-
als auch Mehrraumbuchten, die als Tief-
streu- oder Tretmistsystem oder mit
Spaltenböden ausgeführt sein können.
Die in Tabelle 3 angegebenen Mindest-
flächen beziehen sich auf Buchten mit
vollperforierten Böden. Buchten ohne
vollperforierte Böden müssen jedenfalls
eine trockene und ausreichend groß di-
mensionierte Liegefläche aufweisen
(THVO 2004). Eine detaillierte Vorga-
be für die zur Verfügung zu stellende
Liegefläche, wie sie die Art. 15 a-Verein-
barung und auch viele landesrechtliche
Normen enthielten, scheint in der Bun-
des-Tierhaltungsverordnung nicht auf.

2.4 Bodenbeschaffenheit
Die Böden müssen rutschfest sein und
so gestaltet und unterhalten werden, dass
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die Rinder keine Verletzungen oder
Schmerzen erleiden. Weisen geschlosse-
ne Böden im Liegebereich der Tiere kei-
ne Beläge auf, die ihren Ansprüchen auf
Weichheit oder Wärmedämmung genü-
gen, sind sie ausreichend mit Stroh oder
ähnlich strukturiertem Material einzu-
streuen. Die Liegeflächen der Tiere müs-
sen so gestaltet sein, dass alle Tiere
gleichzeitig und ungehindert liegen kön-
nen. Werden perforierte Böden verwen-
det, müssen die in Tabelle 4 angeführ-
ten maximalen Spaltenbreiten eingehal-
ten werden. Die Auftrittsbreite dieser
Böden muss mindestens 80 mm betra-
gen. Im Vergleich zu den bisherigen Län-
dernormen fällt auf, dass mehrere Bun-
desländer eine Spaltenweite von 35 mm
erst ab einem Tiergewicht von 400 kg
erlaubten.
Die Auftrittsfläche von Betonspaltenbö-
den, Kunststoff-, Holzlatten- oder Me-
tallrosten muss eben und gratfrei, die
Kanten gebrochen sein. Spaltenböden
aus Beton müssen aus Flächenelemen-
ten hergestellt und so ausgeführt sein,
dass keine durchgehenden Schlitze ent-
stehen. Holzlattenroste dürfen nicht
mehr neu eingebaut werden. Kühe dür-
fen nicht auf vollperforierten Böden ge-
halten werden. Gülleroste in Ställen mit
Anbindehaltung dürfen maximal eine
Spaltenbreite von 40 mm und müssen
mindestens eine Stegbreite von 25 mm
aufweisen.

2.5 Fütterung und Tränke
Die Futterbarnsohle muss mindestens 10
cm über dem Standniveau liegen (THVO
2004). Bei der Fütterung von Rindern in
Laufställen ist sicherzustellen, dass je-
des einzelne Tier ausreichend Nahrung
aufnehmen kann. Bei rationierter Fütte-
rung oder bei zeitlich begrenzter Futter-
vorlage muss ein Tier-Fressplatz-Ver-
hältnis von 1 : 1 eingehalten werden, d.
h. für jedes Tier muss ein eigener Fress-
platz zur Verfügung stehen. Bei ad libi-
tum-Fütterung und ganztägiger Futter-
vorlage darf ein Tier-Fressplatz-Verhält-

Tabelle 4: Maximale Spaltenbreiten für
Betonspaltenböden, Kunststoff-, oder
Metallroste (THVO 2004)

Tierkategorie Maximale Spaltenbreite

Rinder bis 200 kg 25 mm
Rinder über 200 kg 35 mm
Mutterkühe mit Kälbern 30 mm

Tabelle 5: Mindestmaße für die Fress-
platzbreite (THVO 2004)

Durchschnittliches Fressplatzbreite
Tiergewicht [cm/Tier]

bis 150 kg 40
bis 220 kg 45
bis 350 kg 55
bis 500 kg 60
bis 650 kg 65
über 650 kg 75

nis von 2,5 : 1 nicht überschritten wer-
den. Es sind mindestens die in Tabelle 5
angegebenen Fressplatzbreiten einzuhal-
ten. Diese Werte können für den einzel-
nen Fressplatz bei rationierter Fütterung
um bis zu 10 % reduziert werden, wenn
die gesamte Fressplatzlänge dem Pro-
dukt aus der Tierzahl multipliziert mit
den Fressplatzbreiten gemäß Tabelle 5
entspricht. Die bisherige Art. 15 a-Ver-
einbarung forderte für Milchkühe gene-
rell (auch unter einem Gewicht von 650
kg) eine Fressplatzbreite von 75 cm.
Im Hinblick auf eine ausreichende Was-
serversorgung aller Tiere ist bei Grup-
penhaltung das Angebot an Tränkevor-
richtungen an die Gruppengröße anzu-
passen. Die Wasseraufnahme muss aus
einer freien Wasseroberfläche möglich
sein. Dies bedeutet, dass z. B. Zapfen-
tränken für Rinder künftig verboten sind.

2.6 Stallklima, Licht und Lärm
Die Bestimmung für Stallklima, Licht
und Lärm sind in der neuen Bundes-Tier-
haltungsverordnung allgemeiner gehal-
ten als in den bisherigen Rechtsnormen
der Länder. Detaillierte Forderungen, z.
B. zu Mindestluftraten, Schadgasgehal-
ten, Lärmpegel usw., sind entfallen. Die
Standards für die Rinderhaltung entspre-
chen im wesentlichen jenen für andere
Nutztierarten, die HAUSLEITNER
(2004) in diesem Tagungsband be-
schreibt.

2.7 Tierbetreuung
Für die Betreuung der Tiere müssen ge-
nügend Betreuungspersonen vorhanden
sein, die über die erforderliche Eignung
sowie die erforderlichen Kenntnisse und
beruflichen Fähigkeiten verfügen (§ 14
TSCHG). Die erforderliche Eignung so-
wie die erforderlichen Kenntnisse und
beruflichen Fähigkeiten liegen vor, wenn
die Betreuungsperson über eine einschlä-
gige akademische Ausbildung oder über
eine einschlägige schulische Ausbildung

verfügt oder Tierpfleger ist oder nach-
weislich eine außerschulisch-praktische
Ausbildung einschließlich Unterweisung
erhalten hat (THVO 2004).
Neben den bereits an anderer Stelle be-
schriebenen Bestimmungen zur Tierbe-
treuung ist der Klauenzustand der Rin-
der regelmäßig zu überprüfen und bei
Bedarf ist eine Klauenpflege durchzu-
führen. Viele Punkte, die in der bisher
gültigen Art. 15 a-Vereinbarung unter
dem Punkt „Betreuungsintensität“ auf-
geführt waren, werden nun direkt durch
das Bundes-Tierschutzgesetz abgedeckt
(z. B. §§ 13, 14, 15, 16, 17, 18 TSCHG).

2.8 Eingriffe an Tieren
Eingriffe, die nicht therapeutischen oder
diagnostischen Zielen, der fachgerech-
ten Kennzeichnung von Tieren oder der
Verhütung der Fortpflanzung dienen,
sind verboten. Eingriffe, die mit „erheb-
lichen Schmerzen“ für das Tier verbun-
den sind, dürfen nur von einem Tierarzt
und nur nach wirksamer Betäubung und
mit postoperativer Schmerzbehandlung
durchgeführt werden (§ 7 TSCHG). Aus-
nahmen von diesen Bestimmungen sind
durch Verordnung ausdrücklich geregelt.
Diese zulässigen Eingriffe (Tabelle 6)
dürfen zum Teil auch von einer sonsti-
gen sachkundigen Person durchgeführt
werden, die entweder Betreuungsperson
ist oder nachweislich eine einschlägige
Ausbildung aufweist. Die Anwendung
von Gummiringen, Ätzstiften und Ätz-
salben ist generell verboten (§ 7
TSCHG).

2.9 Kälberhaltung
Unter Kälbern werden gemäß Bundes-
Tierhaltungsverordnung (THVO 2004)
Rinder bis zu einem Alter von 6 Mona-
ten verstanden. Allgemeine Vorschriften
zu Bodenbeschaffenheit, Bewegungs-
möglichkeit, Stallklima, Licht, Lärm,
Ernährung, Betreuung und zur Durch-
führung von Eingriffen an Tieren, die
auch für die Haltung von Kälbern gel-
ten, wurden in diesem Beitrag bereits
beschrieben. Nachfolgend werden Be-
stimmungen herausgegriffen, die speziell
für die Kälberhaltung Gültigkeit haben.
Für Kälber bis 150 kg muss eine Liege-
fläche mit Einstreu vorhanden sein. Die-
se im derzeitigen Verordnungsentwurf
enthaltene Formulierung könnte eventu-
ell noch abgeändert werden, wobei der
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Tabelle 6: Zulässige Eingriffe an Rindern (nach THVO 2004 und § 7 TSCHG)

Zulässige Eingriffe Alter Methode Wer darf den Eingriff Betäubung durch
des Tieres durchführen? einen Tierarzt

Enthornung oder Zerstören unter Ausbrennen mit auch sonstige nicht erforderlich1

der Hornanlage 3 Wochen geprüftem Brennstab sachkundige Personen

unter Ausbrennen mit auch sonstige erforderlich
3 Wochen nicht geprüftem Br. sachkundige Personen

über nur der erforderlich
3 Wochen Tierarzt

Kupieren im Ausmaß von nur der erforderlich
des Schwanzes2 höchstens 5 cm Tierarzt

Kastration nur der erforderlich
männl. Rinder Tierarzt

Einziehen von auch sonstige nicht
Nasenringen sachkundige erforderlich
bei Zuchtstieren Personen
1 Enthornung ohne Betäubung war nach bisherigen Ländernormen in mehreren Bundesländern verboten.
2 betriebliche Notwendigkeit zur Minderung der Verletzungsgefahr für die Tiere muss gegeben sein

Tabelle 7: Mindestflächen für die Grup-
penhaltung von Kälbern (THVO 2004)

Durchschnittliches Buchtenfläche
Kälbergewicht [m²/Tier]

bis 150 kg 1,60
bis 220 kg 1,80
über 220 kg 2,00

Tabelle 8: Mindestmaße für Kälberein-
zelbuchten (THVO 2004)

Alter Länge1 Breite
[cm] [cm]

bis 2 Wochen 120 80
bis 8 Wochen 140 90
über 8 Wochen 160 100
1 Bei innen angebrachtem Trog ist die jeweilige

Buchtenlänge um 20 cm zu verlängern.

Schwerpunkt auf das zur Verfügung stel-
len einer trockenen, weichen, verform-
baren Liegefläche gelegt wird.
Über 8 Wochen alte Kälber sind in
Gruppen zu halten. Dabei sind die in
Tabelle 7 dargestellten Mindestbuchten-
flächen einzuhalten. Gruppenhaltungs-
pflicht besteht nicht, wenn
• auf einem Betrieb weniger als 6 Käl-

ber gehalten werden,
• die Kälber sich bei der Mutter befin-

den, um von ihr gesäugt zu werden,
• eine tierärztliche Anordnung vorliegt,

dass das betreffende Tier gesundheits-
oder verhaltensbedingt in einer Einzel-
bucht gehalten werden muss, um be-
handelt werden zu können.

Für alle zwischen dem 1. Jänner 1994
und dem 31. Dezember 1997 neugebau-
ten, umgebauten oder erstmals in Betrieb
genommenen Anlagen gelten die Bestim-
mungen zur Gruppenhaltung ab dem 1.
Jänner 2007, für alle anderen Anlagen
ab dem 1. Jänner 2005.
Werden Kälber in Einzelbuchten gehal-
ten, so müssen die seitlichen Umschlie-
ßungen der Bucht direkten Sicht- und
Berührungskontakt mit Artgenossen er-

möglichen (Ausnahme: Absonderung
kranker Tiere). Es sind die in Tabelle 8
angegebenen Mindestmaße für die Län-
ge und Breite der Bucht einzuhalten. Die
Bestimmungen zur Einzelhaltung von
Kälbern gelten für alle Betriebe ab dem
1. Jänner 2005.
Das Verbot der Anbindehaltung von Käl-
bern wurde bereits in Kapitel 2.2 behan-
delt.
Werden Kälber im Freien gehalten, müs-
sen die Buchten überdacht und auf drei
Seiten geschlossen (z. B. Kälberhütte,
Iglu) und die Tiere gegen widrige Witte-
rungseinflüsse geschützt sein. Zusätzlich
zur Bucht muss ein Auslauf im Ausmaß
der für Einzel- bzw. Gruppenbuchten
festgelegten Mindestmaße vorhanden
sein. Den Tieren muss ein trockener Lie-
gebereich zur Verfügung stehen.
Alle Kälber müssen mindestens zweimal
täglich gefüttert werden. Ab Beginn der
zweiten Lebenswoche muss Raufutter
mit ausreichendem Rohfasergehalt in
steigenden Mengen zur Verfügung ge-
stellt werden. Acht Wochen alte Kälber
müssen mindestens 50 g, 20 Wochen alte

Kälber mindestens 250 g Raufutter er-
halten. Eine ausreichende Eisenversor-
gung muss sichergestellt sein. Kälber
müssen so schnell wie möglich nach der
Geburt (auf jeden Fall innerhalb der ers-
ten 6 Lebensstunden) Rinderkolostral-
milch erhalten. Über zwei Wochen alte
Kälber müssen über die Milch- oder
Milchaustauschertränke hinaus Zugang
zu geeignetem Frischwasser oder ande-
ren Flüssigkeiten in ausreichender Men-
ge haben, um ihren Flüssigkeitsbedarf
decken können. Bei erhöhtem Flüssig-
keitsbedarf (insbesondere bei sehr hohen
Temperaturen oder bei Krankheit) muss
in jedem Fall der ständige Zugang zu
geeignetem Frischwasser sichergestellt
sein. Kälber in Stallhaltung müssen
mindestens zweimal täglich, Kälber in
Weidehaltung mindestens einmal täglich
kontrolliert werden. Kälbern darf kein
Maulkorb angelegt werden.

2.10 Sonstige Anforderungen
Für die ganzjährige Haltung von Rin-
dern im Freien muss jedes Tier eine
überdachte, trockene und eingestreute
Liegefläche mit Windschutz in einem
Ausmaß zur Verfügung stehen, das al-
len Tieren ein gleichzeitiges ungestörtes
Liegen ermöglicht. Kann der Futterbe-
darf nicht ausreichend durch Weide ge-
deckt werden, muss zusätzliches Futter
angeboten werden. Auch bei tiefen Tem-
peraturen muss sichergestellt sein, dass
Menge und Energiegehalt des vorhande-
nen Futters ausreichen, um den Energie-
bedarf der Tiere zu decken. Der Boden
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im Bereich der ständig benützten Fütte-
rungs- und Tränkebereiche muss befes-
tigt sein. Kranke und verletzte Tiere sind
im Stall unterzubringen.
Für die kurzfristige Haltung von Rindern
während der Dauer von Absatzveran-
staltungen oder Tierschauen finden die
Bestimmungen hinsichtlich der Anforde-
rungen an Ställe keine Anwendung.
Ebenso müssen die Haltungsvorschrif-
ten für erwachsene Rinder hinsichtlich
der Anforderungen an Ställe bei der Hal-
tung auf Almen, Asten, Vorsäßen und
dergleichen, bei der ein täglicher Wei-
degang erfolgt, nicht eingehalten werden.

2.11 Übergangsbestimmungen
(§ 44 TSCHG)

Ab In-Kraft-Treten des neuen Bundes-
Tierschutzgesetzes mit 1. Jänner 2005
darf die Neuerrichtung von Anlagen oder
Haltungseinrichtungen nur nach Maßga-
be dieses Bundesgesetzes und der dar-
auf gegründeten Verordnungen erfolgen.
Für bei In-Kraft-Treten bestehende An-
lagen gelten die Anforderungen des neu-
en Bundesgesetzes und der Verordnun-
gen nur, wenn

deren Einhaltung ohne bauliche Maß-
nahmen möglich ist,
bauliche Maßnahmen durchgeführt
werden (die über die Instandsetzung
oder Ersetzung einzelner Elemente hi-
nausgehen)

Neben den bereits an anderer Stelle er-
wähnten Übergangsfristen gelten für
bestehende Anlagen generelle Über-
gangsbestimmungen. Die Anforderun-
gen des neuen Bundesgesetzes und der
Verordnungen gelten jedenfalls
• für Anlagen und Einrichtungen zur

Haltung von Rindern ab 1. Jänner
2012,

• soweit diese Anlagen und Haltungsein-
richtungen jedoch zum In-Kraft-Tre-
tens-Zeitpunkt den Anforderungen der
Art. 15 a-Vereinbarung oder den lan-
desrechtlichen Anforderungen ent-
sprechen ab 1. Jänner 2020.

3 Prüfung von
Stalleinrichtungen

Derzeit werden in Österreich Aufstal-
lungssysteme und Stalleinrichtungen für
landwirtschaftliche Nutztiere auf den
Markt gebracht, ohne dass sie auf Über-

einstimmung mit dem geltenden Tier-
schutzrecht bzw. auf Tiergerechtheit ge-
prüft wurden. Landwirte haben oft kei-
ne ausreichend genauen Kenntnisse über
die rechtlichen Normen und bauen Auf-
stallungssysteme und Stalleinrichtungen
in ihre Stallungen ein, die z. T. nicht den
gesetzlichen Standards entsprechen. Bei
Kontrollen der Einhaltung der Tier-
schutzbestimmungen durch die Voll-
zugsbehörden kommt es dann zum bö-
sen Erwachen. Aber auch Schäden an
den Tieren und wirtschaftliche Verluste
sind die Folge. Ein Prüfverfahren für
Stalleinrichtungen soll hier Abhilfe
schaffen und bringt folgende Vorteile
mit sich:
• Erhöhung der Rechtssicherheit und

Minderung des Investitionsrisikos für
den Landwirt

• Verbesserung des Schutzes landwirt-
schaftlicher Nutztiere

• Verbesserung der Tiergesundheit (Ver-
meidung von Verletzungen und Schä-
den)

• Stärkung des Verbrauchervertrauens
• Vereinfachung der Vor-Ort-Kontrolle

des Tierschutzrechts bzw. des Vollzu-
ges

• Beratende Unterstützung für Firmen
bei der Entwicklung von Haltungssys-
temen

3.1 Internationale
Entwicklungen

In allen Empfehlungen des „Ständigen
Ausschusses des Europäischen Überein-
kommens zum Schutz von Tieren in
landwirtschaftlichen Tierhaltungen“
wird gefordert, dass neue Haltungstech-
niken und Stalleinrichtungen im Hinblick
auf Tiergesundheit und Tiergerechtheit
geprüft und nötigenfalls verbessert wer-
den müssen, bevor sie in Verkehr ge-
bracht werden. In einigen Staaten Euro-
pas wurde diese Forderung bereits um-
gesetzt.

3.1.1 Schweden
In Schweden wurde 1970 eine freiwilli-
ge Prüfung eingeführt, die seit 1988 ver-
pflichtend ist. Neben einer Überprüfung
aller Stallungen vor Um- oder Neubau-
ten sind neue Techniken und Methoden
(„new technique testing“) in der Tierhal-
tung einer Prüfung aus der Sicht des Tier-
schutzes und der Tiergesundheit zu un-

terziehen. Diese Norm richtet sich ent-
weder an den Hersteller oder den Land-
wirt. Die Zuständigkeit für diese Prüfung
liegt beim Bund (Reichsamt), der hierzu
vor allem auf universitäre Forschungs-
einrichtungen zurückgreift (EKESBO
und VAN DEN WEGHE 1998).

3.1.2 Schweiz
In der Schweiz wird ein verpflichten-
des Bewilligungsverfahren für das An-
preisen und den Verkauf serienmäßig
hergestellter Aufstallungssysteme und
Stalleinrichtungen seit 1981 erfolgreich
praktiziert. Dieses Verfahren wird von
WECHSLER (2004) in diesem Tagungs-
band ausführlich beschrieben.

3.1.3 Deutschland
In Deutschland führt die Deutsche Land-
wirtschaftliche Gesellschaft (DLG)
bereits seit dem Jahr 1953 eine Ge-
brauchswertprüfung von Stalleinrichtun-
gen durch. Auf Grundlage des im Juni
1998 in Kraft getretenen novellierten
deutschen Tierschutzgesetzes wurde die-
se durch eine freiwillige Prüfung von
Stalleinrichtungen unter verstärkter Be-
rücksichtigung des Tierschutzes ergänzt.
Im Rahmen des DLG-Signum-Tests wer-
den sowohl technische Parameter
(Rutschfestigkeit usw.) als auch Tierver-
halten und Verletzungen erhoben. Die
Entscheidungskompetenz über das Prüf-
ergebnis liegt bei der DLG-Prüfkommis-
sion. Als Ergebnis der Prüfung werden
+/-Punkte für die einzelnen Prüfkriteri-
en vergeben, aber kein Gesamturteil hin-
sichtlich Tiergerechtheit ausgesprochen
(HERRMANN 2003, HESSE et al.
1998). Derzeit existieren in Deutschland
maßgebliche Bestrebungen, ein ver-
pflichtendes Prüf- und Zulassungsver-
fahren zur Sicherstellung der Tierge-
rechtheit von Stalleinrichtungen zu eta-
blieren, wie es das Deutsche Tierschutz-
gesetz (§ 13 a Abs. 3) seit der letzten
Novellierung im Jahr 2001 als Möglich-
keit vorsieht (ALLIANZ FÜR TIERE IN
DER LANDWIRTSCHAFT 2004).

3.2 Die Prüfung von
Stalleinrichtungen in
Österreich

Das neue österreichische Bundes-Tier-
schutzgesetz (§ 18 Abs. 6) sieht hinsicht-
lich der Prüfung von Aufstallungssyste-
men und Stalleinrichtungen folgende
Regelung vor:



28

E. OFNER

Das Bundestierschutzgesetz und seine Auswirkungen auf die österreichische Landwirtschaft, BAL Gumpenstein

Zur Erhöhung der Rechtssicherheit von
Tierhaltern und zur Erleichterung des
Vollzugs ist für neuartige serienmäßig
hergestellte Aufstallungssysteme und
neuartige technische Ausrüstungen für
Tierhaltungen ein verpflichtendes be-
hördliches Zulassungsverfahren vorzu-
sehen. Der Bundesminister für Gesund-
heit und Frauen ist, in Bezug auf land-
wirtschaftliche Nutztiere im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft, ermächtigt, eine Kenn-
zeichnung serienmäßig hergestellter
Haltungssysteme und Stalleinrichtungen
sowie Heimtierunterkünfte und Heim-
tierzubehör, die den Anforderungen die-
ses Bundesgesetzes entsprechen, durch
Verordnung zu regeln.
Es sind somit zwei Teilbereiche der Prü-
fung von Aufstallungssystemen und
Stalleinrichtungen zu unterscheiden – die
Zulassung und die Kennzeichnung. Für
die Zulassung neuartiger Haltungssyste-
me und Stalleinrichtungen besteht Prüf-
pflicht, während die Kennzeichnung
bereits vorhandener Systeme aller Vor-
aussicht nach freiwillig sein wird. Es
werden dabei Systeme gekennzeichnet,
die den Anforderungen des Bundes-Tier-
schutzgesetzes entsprechen, um den
Nachfragern solcher Systeme und Vor-
richtungen Klarheit über die Erfüllung
der tierschutzrechtlichen Anforderungen
zu verschaffen. Diese Bestimmung be-
trifft ausschließlich serienmäßig herge-
stellte Aufstallungssysteme und Stallein-
richtungen, d. h. von Landwirten in
Selbstbau hergestellte Systeme sind
davon nicht betroffen. Normadressaten
sind Hersteller, Vertreiber und Importeu-
re von Haltungssystemen. Damit wird
dem Landwirt ein Teil der Verantwortung
für die tierschutzrechtskonforme Gestal-
tung eines Stallsystems abgenommen.
Näheres zum oben genannten Absatz des
Bundes-Tierschutzgesetzes (§ 18 Abs. 6)
wird durch Verordnung geregelt wer-
den. Dabei ist insbesondere der gemein-
schaftsrechtliche Grundsatz der Waren-
verkehrsfreiheit zu beachten, aber auch
Fragen des Verfahrensablaufes, der Kos-
ten des Prüfverfahrens, des Vollzuges,

der Kompetenzverteilung und wirt-
schaftliche Effekte werden zu klären
sein. Des weiteren sind Begriffsbestim-
mungen (z. B. für die Begriffe „neuar-
tig“, „Aufstallungssystem“, „Stallein-
richtung“ usw.) festzulegen. Ein offi-
zieller Entwurf für eine derartige Verord-
nung liegt derzeit noch nicht vor, und
diese Verordnung wird voraussichtlich
noch nicht mit 1. Jänner 2005 in Kraft
treten. Die geplante Verordnung wird
Rahmenvorgaben zur Prüfung von Auf-
stallungssystemen und Stalleinrichtun-
gen liefern, die weiterführend im Detail
auszugestalten sein werden.
Es gibt jedoch in Österreich bereits seit
mehreren Jahrzehnten Überlegungen,
Haltungssysteme und Stalleinrichtungen
einem Prüfverfahren zu unterziehen, und
es wurden bereits wertvolle Vorarbei-
ten geleistet. Mitte der 1980er Jahre hat
die Bundesanstalt für alpenländische
Landwirtschaft (BAL) Gumpenstein den
Versuch unternommen, durch eine Zu-
sammenarbeit zwischen Wissenschaft
(ILUET1, ÖKL2, BLT Wieselburg3, BAL
Gumpenstein) und Praxis (Stallbaufir-
men) auf eine verstärkte Anpassung der
Haltungssysteme und Stalleinrichtungen
an die Bedürfnisse der Nutztiere hinzu-
wirken. Seit 1996 hat das Institut für
Tierhaltung und Tierschutz der Veteri-
närmedizinischen Universität Wien meh-
rere Vorstöße zur Einrichtung einer
Prüfstelle für Stalleinrichtungen unter
Einschluss der entsprechenden Fachleu-
te der Universität für Bodenkultur Wien
und der BAL Gumpenstein unternom-
men. Im Jahr 2001 hat die interdiszipli-
näre und interinstitutionelle „Arbeits-
gruppe Nutztierschutz“ folgenden Vor-
schlag zur Aufnahme in die zu novellie-
renden Ländergesetze veröffentlicht:
„Nach Einrichtung einer diesbezüglichen
Prüfautorität in Österreich, dürfen nur
geprüfte und für den Markt freigegebe-
ne Haltungssysteme, Aufstallungsteile
und Gerätschaften vertrieben und einge-
baut werden“ (AG NUTZTIER-
SCHUTZ 2001). Ende 2002 wurde von
der BAL Gumpenstein die Einrichtung
eines „Österreichischen Netzwerkes zur
Überprüfung von Stalleinrichtungen“ mit
vereinsähnlichem Statut vorgeschlagen.
Im Anschluss daran fanden dazu mehre-
re Besprechungen und Arbeitsgruppen-
sitzungen mit Vertretern des Bundesmi-
nisteriums für Land- und Forstwirtschaft,

Umwelt- und Wasserwirtschaft, der Prä-
sidentenkonferenz der Österreichischen
Landwirtschaftkammern, der Universi-
tät für Bodenkultur Wien, der Veterinär-
medizinischen Universität Wien und der
BAL Gumpenstein statt.
Aus diesen Ansätzen und Vorarbeiten zur
Einrichtung einer Prüfkompetenz in Ös-
terreich lassen sich Vorschläge für ein
Prüfverfahren für Stalleinrichtungen hin-
sichtlich der verwendeten Prüfkriterien,
des Verfahrensablaufs und der Organi-
sation der Prüfung ableiten.

3.2.1 Vorschläge für ein
Prüfverfahren für
Stalleinrichtungen

Um die angestrebten und eingangs dar-
gestellten Ziele eines Prüfverfahrens ef-
fektiv erreichen zu können, müssen meh-
rere Voraussetzungen erfüllt werden.
Die Prüfung serienmäßig hergestellter
Aufstallungssysteme und Stalleinrich-
tungen hat nach möglichst quantifizier-
baren und jedenfalls nachvollziehbaren
wissenschaftlichen Kriterien zu erfolgen.
Die Unabhängigkeit der Prüfstelle muss
gewährleistet sein. Grundlage für die
Prüfung sollen der jeweils aktuelle Wis-
sensstand und Erkenntnisse der Etholo-
gie, Physiologie, Veterinärmedizin sowie
der Stand der praktischen Erfahrung im
Bereich der Aufstallungstechnik und des
Stallbaues sein. Die Akzeptanz der Ent-
scheidungen wird durch Einbindung von
Vertretern aus allen betroffenen Interes-
sensgruppen erhöht. Mögliche Befürch-
tungen (Innovationshemmnisse, mögli-
che Skepsis internationaler Anbieter,
Kosten der Prüfung, unerwünschte Ein-
flussnahme auf die Gesetzgebung, Wett-
bewerbsverzerrungen) müssen frühzei-
tig erkannt und geklärt werden. Die
Transparenz des Verfahrens muss durch
Kontrolle und durch Veröffentlichung
der Prüfberichte gewährleistet werden.
Die Prüfung nach Maßstab der gelten-
den tierschutzrechtlichen Normen soll
mehr als eine Materialprüfung sein und
auch tierbezogene Prüfkriterien (Verlet-
zungen, Schäden, Verhaltensstörungen,
Stressindikatoren usw.) beinhalten. Der
zeitliche Ablauf der Prüfung wird in gro-
ßem Maße davon abhängen, ob zum
Prüfgegenstand bereits Erkenntnisse in
der Literatur vorliegen, die eine Beur-
teilung möglich machen. Untersuchun-
gen können entweder unter standardisier-

3 Institut für Land-, Umwelt- und Energietechnik
der Universität für Bodenkultur Wien

4 Österreichisches Kuratorium für Landtechnik
5 Bundesanstalt für Landtechnik Wieselburg
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ten Bedingungen in Forschungseinrich-
tungen oder auf landwirtschaftlichen
Praxisbetrieben durchgeführt werden.
Im Verlauf der Prüfung wären auch Pro-
duktweiterentwicklungen und -verbesse-
rungen aufgrund der gewonnenen Er-
kenntnisse möglich. Ein organisatori-
scher Aufbau aus zuständiger Behörde
(Ministerium), Expertengremium, Prüf-
stelle und der Vergabe von Forschungs-
aufträgen sorgt für ein effektives Prüf-
verfahren. Um international vergleichba-
re Prüfergebnisse und eine effiziente
Ressourcennutzung zu gewährleisten,
wäre eine internationale Vernetzung von
Prüfinstitutionen denkbar. Mit Hilfe ei-
nes geeigneten Prüfverfahrens für seri-
enmäßig hergestellte Haltungssysteme
von landwirtschaftlichen Nutztieren wird
die Möglichkeit geschaffen, den Schutz
von landwirtschaftlichen Nutztieren zu
verbessern, die Investitionssicherheit bei
Landwirten zu erhöhen und das Verbrau-
chervertrauen zu stärken.
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